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Die rückständigsten Teile der
deutschen Industrie machen gegen
die Energiewende mobil. Bis 2025
soll diese 520 Milliarden € kosten,
das entspricht fast einem Bun -
desjahreshaushalt.  Bei genauerem
hinsehen stellt sich heraus, in
wessen Interesse die “Studie”
erarbeitet und ihr Ergebnis gelenkt
wurde. 

Erstens ist der Auftraggeber der
aktuellen Studie die  “Vereinigung
der Bayrischen Wirtschaft”. Für
sie steht natürlich der Profit ihrer
Unternehmen im Vordergrund.
Zweitens  hat dieser vornehme
Klub Mitglieder wie die “UNITI
Bundesverband mittelständischer
Mineral öl unter neh men e. V. ”,
also einflussreiche Luft- und
Umwelt ver schmutzer. 

Drittens wurden alles andere  als
unparteiische  “Experten” enga-
giert, in diesem Fall  von
“Prognos”. Dieses private Bera -
tungs unternehmen gehört zur
Verlags gruppe Georg von Holtz -
brinck. Wer diese Gruppe nicht
kennt, kennt bestimmt ihre Pro -
dukte wie “Tagesspiegel”,
“Handelsblatt” oder “Die Zeit”. 

Viertens sind die Methoden zur
Errechnung dieser Summe fast

kriminell. Zum Beispiel werden
ausnahmslos alle geplanten Inves -
titionen, die im gesamten Ener -
giesektor bis 2025 getätigt wer-
den, der Energiewende angerech-
net. Oder der EEG-Umlage wird
der Anstieg der Strompreise ange-
lastet, obwohl kein derartiger
Zusam men hang besteht. Aber die
Kosten fossiler Energieträger wer-
den elegant ausgelassen. Dabei
werden Gas und Öl in der BRD
mit 46 Mrd. € im Jahr subventio-
niert. 

Fünftens und wenig überra-
schend wurden Zahlen schlicht
abgeschrieben. Und das auch noch
von einer Studie der “Initiative
neue soziale Markt wirtschaft”, ein
Lobbyver ein im Dauerkampf
gegen ein “zu hohe Lohnnkosten”. 

Unterm Strich ist es zweitran-
gig, welche Summe der Kampf
gegen den Klimawandel kosten
wird. Die Hauptfrage ist die: wer
bezahlt dafür? Die Arbeiter, die
keine Entscheidungs gewalt darü-
ber haben, was wie produziert
wird? Oder die Entscheidungs trä -
ger der Industrie, die den Großteil
des Klima wandels zu verantwor-
ten haben und daran auch jetzt
noch großartig verdienen?

Ein Genosse

Die Entstehung einer Zahl
Panikmache und Profitgier



Fast jeder kennt die Messe- und
Kongressstadt Leipzig, oder, wie Goethe im
ersten “Faust” formuliert, Klein-Paris.
Weltoffenheit ist ein wichtiger Punkt für einen
breiten Teil der Leipziger Bevölkerung, ein
Beweis dafür ist das Engagement gegen die
LEGIDA-Bewegung. Doch so schnell und
einfach lassen sich Ängste nicht überwinden.
Noch immer werden die eigentlichen Pro -
bleme  unserer kapitalistischen Gesell schaft
„nicht erkannt“. Die Bevölkerung fühlt sich
laut Umfragen immer unsicherer aufgrund der
steigenden Kriminalität in ihrem Umfeld. 

Leipzig bleibt dem nicht verschont und ist in
Sachen Kriminalität auf eines der obersten
Plätze auf der Rangliste. Wenn man sich
jedoch  die Zahlen der Bevölkerungs entwick -
lung genauer anschaut, erklärt sich dieses
Problem recht schnell. Steigt die Anzahl der
Bewohner/innen, so wird man durchaus auch
mehr Straftaten verzeichnen können. Leipzig
ist in den letzten 5 Jahren von ca. 510.000
Einwohner/innen auf ca. 590.000 gestiegen. 

Ja,  auch die Anzahl der Geflüchteten ist in
den letzten Jahren in Leipzig gestiegen. Dabei
muss aber beachtet werden, dass in die
Kriminalstatistik auch Delikte einfließen, die
nur von Flüchtlingen begangen werden kön-
nen - z.B. illegale Einreise oder illegaler
Aufenthalt. Laut Polizeisprecher Andreas
Loepki werden diese Delikte in anderen
Bundesländern überhaupt nicht verfolgt.
Jedoch in Sachsen kommen diese zur Anzeige,
auch wenn diese dann später komplett wieder
eingestellt wird. Wem nützt das? Es wirkt auf
jeden Fall polarisierend und ist ein gefundenes
Fressen für rechtspopulistische Parteien und
Orga nisatio nen. 

Für viele Men schen sind Einwanderung und
Flüchtlinge ein zentraler Faktor ihrer
Unsicherheit.  Dabei haben wir es keineswegs
mit neuen Erscheinungen zu tun, sondern
einem sich immer wieder wiederholendem
Phänomen. 

Zurück zur Kriminalität in Leipzig. Ein sehr
wichtiger Punk ist die Kinder- und
Jugendkriminalität, die 2016 erschreckende
Ausmaße angenommen hatte.  Von 25.750
Tatverdächtigen, waren 2016 1.680
Minderjährige, die unter 14 Jahre und damit
noch nicht strafmündig waren. Im Vergleich:
2015 waren es 617 Tatverdächtige, also ein
Zuwachs von mehr als 172 %. Bei den 14- bis
18-Jährigen waren es 1.784 Tatverdächtige
(2015: 1238), eine Steigerung von 69 %. Bei
18- bis 21-Jährigen 2.040 (2015: 1486), auch
hier ein Zuwachs, und zwar von 79 %. Woran
liegt diese markante Steigerung? 

Könnte es die seit Jahren extrem steigende
Kinderarmut sein? Oder die prekäre Situation
vieler Jugendlicher, die keine Arbeit oder
Ausbildung finden? Für Aufstocker,
Leiharbeiter oder Arbeitslose ist der Gang ins
Museum oder zu anderen Freizeitangeboten
oft finanziell nicht tragbar. Wenn also Kinder
und Jugendliche ohne Perspektive und
Beschäftigung bleiben, ist der Abrutsch in die
Kriminalität leider eine Folge. Um
Präventionsmaßnahmen zu treffen, möchte die
Polizei nun bis 2019 neue Streifenwagen nach
Leipzig holen, um eine Steigerung der
Kriminalität entgegenzuwirken. Diese
Maßnahme wird das Problem nicht ansatz-
weise lösen. 

Kurzum, ja die Anzahl der Straftaten ist
gestiegen, wie auch die Anzahl der Bewohner
Leipzigs, wie auch die Perspektivängste.
Schaut man sich die Statistiken genauer an,
fußt das Problem nicht bei den Flüchtlingen,
sondern ist systemimmanent. 

Die DKP möchte mit diesem Teufelskreis
durchbrechen indem sie den Kapitalismus
revolutionär überwindet. Sie fordert aber vor-
erst u.a. öffentliche Investitionen in den
Wohnungsbau, Schulen, Jugendzentren und
Krankenhäuser. Für Frieden, Arbeit und
Solidarität!

O.F.

Mit beiden Augen sieht man besser
Leipzig und die Kriminalität



Mehrmals im Jahr verschlägt es den
Schreiber dieser Zeilen in die sächsische
Provinz. Auf dieser Strecke durchfahre ich
Dörfer und Kleinstädte wie Gaschwitz, Böhlen
oder Neukieritzsch.  Zwei Dinge sind auf die-
sem Weg stets zu beobachten: erstens haben
die  meisten Fahr gäste den Zug bereits verlas-
sen, bevor er überhaupt über Markkleeberg
hinaus ist (das
man durchaus
noch zum
L e i p z i g e r
Ballungsgebiet
rechnen kann). 

Fährt der
geneigte Gast
noch die rest-
lichen Stationen
bis Borna, wird
ihm der zweite
Grund wohl auf-
fallen: die große
An zahl von Rui -
nen, die mich immer wieder auf dem Weg
begleiten. Wohn- und Bahnhofsgebäude,
Fabriken,  auch Gleise werden von der Natur
zurückerobert. 

Doch warum ist das so? Der Hauptgrund ist
ohne Zweifel die 1990 auch über das Leipziger
Umland hereinbrechende “Wiedervereini -
gung”. Tausende Arbeitsplätze, v.a. in der
Braunkohleindustrie, wurden vernichtet. Eine
kleine Statistik: Die Einwohnerzahl Bornas
sank von 23.128 im Jahr 1990 auf 19.672
2015. Noch dramatischer zeigen sich die
Auswirkungen, wenn man bedenkt, dass eine
Reihe in der DDR selbstständiger Dörfer ein-
gemeindet wurden.

Wenige Gewinner der Entwicklung wohnen
nun in neu gebauten Ein fa mi lien haussiedlun -
gen. Vie le Verlierer sind weggezogen. Nach
Leipzig, Berlin oder West deutsch land. Es sind
in erster Linie jun ge Menschen, die diese klei-
nen Dörfer und Städte verlassen. Die

Erfahrung in meinem persönlichen Umfeld
zeigt: wer einmal weggezogen ist, um z.B. zu
studieren, bleibt in der Regel in der Großstadt.
Ein Teil dieser Entwicklung ist offensichtlich
und schlicht Verfall. 

Bahnhofsgebäude werden vermietet (warum
nicht auch damit spekulieren?). Gebäude für

die frühere
Gü te r  ab  f e r  t i  -
gung wirken wie
steinerne Zeu -
gen einer längst
v e r g a n g e n e n
Zeit. Einzelne
Schie  nen s t re  -
cken wer den
von Un kraut ü -
ber  wu chert. Ver -
 fallene Alt bau -
ten, säumen den
Weg wie Bäume
eine Allee. Er -
neu  erungen an

Stre cken und Ge bäuden wirken dabei wie klei-
ne Flicken an einer zerrissenen Hose. Bei
schlechtem Wetter kann die ganze Silhouette
sehr niederdrückend wirken.   

Zusammenfassend kann man sagen: die ver-
fallende Infrastruktur in dieser Region ist ein
Sinnbild für viele Regionen in Deutschland,
die ein ähnliches Problem durchmachen. Es
sind nicht nur Gebiete im Osten, die davon
betroffen sind. Das Ruhrgebiet ist wohl das
bekannteste Beispiel des Westens. Dieser
Strukturwandel geht ausschließlich auf Kosten
der Arbeitenden. Während die Vermögen der
obersten paar Prozent jedes Jahr zweistellig
steigen, erreichen auf der anderen Seite in der-
artigen Gebieten nur die Arbeitslosenquoten
den zweistelligen Bereich. Es zeigt sich, dass
diese Probleme gelöst werden könnten, aber
an der Realität im Kapitalismus scheitern.  Ein
Strukturwandel, wie z.B. die Umstellung von
Rüstungs- auf Friedensproduktion, darf nicht
zu Lasten der Arbeiterklasse gehen. 

Kapitalistische Misswirtschaft
Die Trümmer der Wiedervereinigung

Der Bahnhof in Borna



Der Grundwiderspruch
unserer Epoche ist der zwi-
schen Kapital und Arbeit. Auf
ökonomischem, politischem
und ideologischem Feld tra-
gen  Ausbeuter und Ausge -
beu tete den Verteilungskampf
um die gesellschaftlichen
Reich tümer aus. Eine wichti-
ge Position nehmen dabei die
Betriebsräte ein. Ab Mitte
Februar werden diese in
Deutschland neu gewählt.
180.000 Posten gilt es zu ver-
teilen, dabei handelt es sich
durchaus um einflussreiche
Positionen: Lohnfragen, Ar -
beits schutz, Aus- und Fort -
bildung, Betriebsordnung
oder  Gesundheitsmaßnahmen
sind nur einige Gebiete, in
denen den Betriebsräten
Kompetenzen zugestanden
werden.  

Es liegt auf der Hand, dass
derartige Einfluss mög lich kei -
ten auch rechte Rattenfänger
lockt. In Leipzig trafen sich
aus diesem Anlass vor kurzem
auf  der Alten Messe bekannte
Gesichter wie Jürgen Elsässer,
Redakteur des “Compact”-
Magazins, Björn Höcke und
PEGIDA-Gründer Lutz Bach -
mann. Diese drei sind
Vertreter einer Politik, die den
Interessen der Erwerbstätigen
völlig ent gegen gesetzt ist.
Beweis dafür ist u.a. das
Programm der AfD, die als
Sammelbecken verschiedener
rechter, teilweise faschisti-
scher Strömungen dient. 

Doch: wer von einem
“schlan ken Sozialstaat”
spricht, die Abschaffung der

Erbschafts steu er verlangt, den
“Un ter neh mergeist fördern”
will und den Klimawandel
leugnet (“wissenschaftlich
nicht gesichert”), darf keinen
Einfluss  in den Betriebsräten
gewinnen.  Dabei soll keines-
wegs suggeriert werden, dass
wir es mit einer systemrele-
vanten oder -verändernden
Einrichtung zu tun haben. 

Es ist völlig offensichtlich,
auf welcher Seite der
Barrikade diese Partei und
ihre Gesinnungsfreunde  zu
suchen sind.  Die “Arbeit -
geber” haben den Gesell -
schaftsvertrag der “Sozial -
partnerschaft” aufgekündigt.
Seit drei Jahrzehnten in der
Offensive, sehen sie nun eine
stärkerer Not wen dig keit in
der Entwicklung nach  Rechts.
Dabei bedienen sie sich auch
des Rassismus, um die
Arbeiterklasse in Deutsche
und Nichtdeutsche zu spalten.
Dabei ist gerade die
Solidarität untereinander eine
der wichtigsten Waffe, über
welche die Arbeitenden verfü-
gen. 

Unsere zweite wichtige
Waffe ist unsere Organisation.
Dutzende Millionen von
Arbeitern und Angestellten
können ihrer Kräfte erst ent-
falten, wenn sie diese auch
bündeln. Vorerst konzentriert
sich der Kampf nicht auf den
Besitz der Produktionsmittel,
sondern um die Verteilung des
Mehrwerts. Ein wichtiges
Mit tel dafür sind die Betriebs -
räte, den Ausgang ihrer Wahl
erwarten wir mit Spannung.  

Die AfD und die Arbeiter 
- Versuch einer Verführung

wurde am 8. Juli 1867
in Königsberg geboren.
Ab 1881 nahm sie
Kunst  u nterricht, 1886
ging sie in die Da men a -
ka demie. An schlie ßend
stu dierte sie bis 1890 in
München. Nach ihrem
Studium heiratete sie
und leb te als Künstlerin
in Königs berg. Von
1898-1903 war sie Lehr -
erin an der Da men a -
kademie. 1914 fiel ihr
Sohn Peter an der Front.
Dieser Ver lust brachte
sie in Kon takt mit So -
zial  isten. Sie war Mit -
glied im Deu   t schen
Kün stler bund und der
Ber liner Secession und
arbeitete für die In ter  na -
tio  nale Arbeiter hil fe.
1919 er nann te man
Koll  witz als erste Frau
zur Pro fes sorin der
Preu ßi schen Akademie
der Kün ste. Sie empfand
sich als Sozialistin und
un  terstützte eine Zusam -
me n arbeit von KPD und
SPD. 1933 wurde sie
zum Austritt aus der A -
ka  demie gezwungen.
1936 wurden ihre Ex po -
na te als „entartet“ ent-
fernt. 1943 floh sie vor
dem Bombenkrieg nach
Nordhausen. Im No vem -
ber wurde ihre Woh nung
ausgebombt. Im Juli
1944 zog sie in den
Rüdenhof Moritz burgs
um. Sie starb dort am 22.
April 1945 und wurde
später auf dem Fried hof
Fried richsfelde beige-
setzt. 

Käthe 
Kollwitz


